
I Verband will Straßenausbaubeiträge kippen
t Zechmann: Volksbegehren wird auf den Weg gebracht - Mitgliederversammlung der Siedlergemeinschaft
Von Norbert Peter konnte hier die Entlastung ertei-

len. Bei der sich anschließenden
Neuwahl, der Vorstandschaft
wurden Fritz Denk zumVorsit-
zenden und Walter Schopf zum
stellvertretenden Vorsifzenden
wiedergewählt. Im Amt des Kas-
siers wurde Franz Denk bestä-
tigt und zu Beisitzern wurden Li-
sa Haidorf, Werner Hobelsber-
ger und Stefan Königseder ge-
wählt. Die Kasse prüfen Reserl
Stockinger und [osef Schopf.

Schönbrunn am Lusen. "Die
:Kommunen sollen eine Straßen-
ausbaubeitragsatzung einfüh-
ren", wird oft von der Rech-
nungsprüfung beim Landrats-
amt angemahnt. Eine Maßnah-
me, gegen die sich manche Ge-
meinde sträubt. Doch nun wird
auch der Verband für Wohnei-
genturn in dieser Sache aktiv,
wie es ·der Bezirksvorsitzende
Bernd Zechmann aus Hauzen-
.berg in der Mitgliederversamm-
lung der -Siedlergemeinschaft
Schönbrunn am Lusen ankün-

, digte.
Auf die Straßenausbaubeiträ-

ge eingehend führte Zechmann
I aus, dass dieses Thema durch die
Gemeinden in Bayern sehr un-
terschiedlich gehandhabt wird.
"Zudem ist die Umlegung von
Straßenausbaubeiträgen mit so
vielen Ungerechtigkeitcn ver-
bunden, dass es jetzt an der Zeit
wäre, diese Regelung abzuschaf-

I fen. Dazu wird der Verband für
+-Wohneigenium zusammen mit"
1 anderen Verbänden und Organi-
sationen, aber vor allem mit Un-
terstützung durch die Bürgerin-
nen und Bürger, ein Volksbegeh-
ren auf den Weg bringen", kün-
digte Zechmann an. Die poli-

, tisch Verantwortlichen seien
derzeit nicht bereit, hier eine Än-
derung herbei zu führen. .
In der anschließenden Dis-

kussion wurden die Chancen für,
'dieses Volksbegehren, sowie die
derzeitige Ausführung der Erhe-
bung von Straßenausbaubeiträ-

; gen erläutert. Dazu stellte Bernd
Zechmann fest, dass es nicht um
die Kosten für einen erstmaligen
Ausbau, einer Verbindungsstra-
ße gehe.sondern umdie Kosten',
welche etwa beim Uberziehen
einer neuen Asphaltdecke anfal-
len.

Infos zu
Wasserversorgung

Nach Abschluss der WaW
dankte Fritz Denk bei den bishe-
rigen aktiven Mitgliedern der
Vorstandschaft, Monika Chris-
toph und Franz Pis er, für die Zu-
sammenarbeit. Nachdem die
Vereinssatzung neugefasst wur-
de, und der Vorschlag bereits vor
der Mitgliederversammlung ein-
gesehen werden konnte, stellte-
Fritz Denk die Satzung noch in
einzelnen Punkten dar. Die vor-
gelegte Satzung wurde durch die
'Mitglieder einstimmig ange-
nommen. Im Anschluss an die
Wahlen referierte Marco Kilger
zu verschiedenen Versiehe-
rungsfragen, insbesondere zu
den Leistungen, die im Mit-
gliedsbeitrag des Verbandes für
Wohneigentum enthalten sind.
In der Mitgliederversamm-

lung wurde der Wunsch geäu-
ßert, zusammen mit dem 1. Bür-
germeister Eduard Schmid eine
Informationsveranstaltung zu
organisieren, vor allem vor dem
Hintergrund,. dass im Bereich
von Schönbrunn am Lusen die
Herstellungsbeiträge für die
Wasserversorgung' verschickt
wurden und diese Fragen offen
lassen. Hier sollte geklärt wer-
den, was das kommunale Abga-
bengesetz vorsieht, wie diese
Festlegungen insbesondere auf
die Wasserversorgung in der Ge-
'meinde Hohenau anzuwenden
sind. Wie entstehen die Kosten
und wie finden sich diese in der
Globalberechung wieder? Und
wie wird daraus im Zusammen-
hang mit der Wasserabgabesat-
zung, der, Beitrags- und Gebüh-
rensatzung der Beitragsmaßstab
festgelegt?
Bürgermeister Eduard

Schniid teilte zwischenzeitlich
der Siedlergemeinschaft mit,
dass es ihm zeitlich nicht mög-
lich sei, 'eine solche Veranstal-
tung abzuhalten. Schmid bot der
Siedlergemeinschaft an, dass
sich alle interessierten Bürgerin-
nen und Bürger während der be-
kannten Offnungszeiten der Ge-
meindeverwaltung sowohl. in
Hohenau als auch in Schön-
brunn am Lusen umfassend zu
dem genannten Themenbereich
informieren lassen können.

Die Straßenausbaubeitragssatzung war auch hier in Linden schon
im Mai.2008 ein Thema, als die Anwohrier an den Kostenfür die Ver:
besserung der Straße beteiligt wurden. Am Ende mussten sie zwar
mitzahlen, aber nach Beschluss des Stadtrates von damals werden
sie um-ein' Elrittel'entlaste[' Vor solch-en Beiträgen sollen die'BUrger,
nun geschützt werden, wenn der Verband für Wohneigentum seine
Ankündigung für ein Volksbegehren erfolgreich umsetzen kann.
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für Wohneigentum, in der Mit-
gliederversammlung der Siedler-
gemeinschaft (SG) Schönbrunn
am Lusen unter.Leitung des Vor-
sitzenden Fritz Denk.
Eine Gebäudesanierung um

Energiekosten einzusparen, so
;Z:echmann, würde sich noch für
junge Leute rechnen, nicht mehr
für ältere, die noch dazu auch
kaum mehr Darlehen. erhalten
würden, um solche Maßnahmen
zu finanzieren. Gerade hier setzt
der Verband für Wohneigentum
.an, damit auch das Eigenheim
weiter als Alferssicherung dient.
So widersprach Bernd Zech-
mann energisch den Planungen
der Bundesregierung, eine Ver-
ordnung zu erlassen, die bei Ei-
genheimen Maßnahmen zur
Energieeinsparung vorschrei-
ben.

Baugesetzbuch. Erschließungs-
kosten müssen nur für die erst-
maligeHerstellung bezahlt wer-
.den, Die Höhe kann dabei bis zu
,90 Prozent der Kosten der Maß-
nahme betragen.
Straßenausbaubeiträge:

Liegt ein Grundstück innerhalb
eines bebauten Gemeindegebie-
tes an einer vorhandenen Stra-
ße, kann diese Straße eines Ta-
ges vollständig erneuert werden.

. nen in zunehmendem Maße die _ In einem solchen Fall wäre die
Gemeinde berechtigt, für diese

Anlieger .unrnittelbar an den Maßnahme Straßenausbaubei-
Kosten füreineErneuerung von träge zu erheben. Dieses Gesetz
'Gerneindestraßen. Dies .ge- ist von Bundesland zu Bundes-
schieht über so genannte Stra-' land verschieden. Straßenaus-
ßenausbaubeiträge. " baubeitrage könnten auch dann
Oftmals führen solche Stra- erhoben werden, wenn bereits

ßenausbaubeiträge zu teils hef- früher Erschließungskosten ge-
tig geführten Diskussionen zwi- zahlt worden sind. Der Umfang
sehen betroffenen Anliegern, der Umlage auf die Anlieger ist
-der öffentlichen Verwaltung und abhängig von den Vorteilen,

Nach Auffassung von Bernd . politischen Entscheidern und welche die Erneuerung für die
Zechmann gelten Straßen, die nicht selten kommt es ~og.ar zu Anlieger mit sich bringt.
im Rahmen von' Flurbereini- gerichtlichen Verfahren. Die po- Und dagegen will der Verband
gungverfahren erstellt' wurden, litische Tragweite zeigt sich an für Wohn eigentum angehen und
nicht immer als bereits ausge- Handder .z':1~e~mend~n Za~l die' Regelung eines nochmaligen
baut. Bei diesen Straßen fehlen von Bürgerinitiativen, DIe heuti- Straßenausbaubeitrages zu Fall
oftmals' die notwendigen Be- ge Praxis einer einmaligen Bei~ bringen.
gleiteinrichtungen wie Beleuch- tragserhebung ,kann Anlieger "Stets ist man davon ausge-
tung, Entwässerurig, Gehsteig vol!ko~en 11I!:e~a~et tr<:,ff':',n ~an~en,. dass ein Eill.enheim,.

1
und dergleichen. neshaib steilt und mit empfindlichen Zah- welches in frühen Lebensjahren
der Ausbau solcher Straßen oft- lungsfordertingen konfrontie- errichtet wurde, im Alter eine A1-
mals einen Erstausbau dar bei ren. Die Folge sind immer wie- tersversorgung darstellen soll.
dem die Anlieger mit 90 Pro'zent der finanzielle.Härten und vor. Gerade die Energiekosten drü-
der Kosten zu belasten sind. Ort in den Gerneinden kontre- cken aber in der heutigen Zeit so
, Dies soll durch ein Volksbegeh- vers geführte Debatten.' sehr, dass diese nur mehr
, ren gekippt werden. Erschließungskosten: Wer ei- schwerlich aufgebracht werden
. Die Gemeinden ~ einschließ- nen Bauplatz in einem Neubau- können. Aus verschiedenen
'lieh der kreisfreien und kreisan- gebiet besitzt, muss für die neu Gründen können ältere Eigen-
gehörigen Städte - sind für rund hergestellten Straßen, Wege und heimbesitzer nicht damit rech-
63 Prozent der Straßen in Plätze sowie Grünanlagen und nen, dass das Eigenheim durch
Deutschland verantwortlich. Lärmschutzeinrichtungen Er- die Kinder übernommen wird",

j Die öffentlichen Kassen sind schließungskosten bezahlen. erklärte Bernd Zechmann, Be-
fieer und so beteiligen Kornmu- Rechtsgrundlage ist hierfür das zirksvorsiizender des Verbandes
I .

Bezirksvorsitzender Bernd
Zechrnann kündigte an, dass
der Verband ein Volksbegehren
gegen die Straßenausbaubeiträ:-
ge auf den Weg bringen wird.
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Gemeinden haben 63
Prozent der Straßen

- Gegen verordnete
Energieeinsparung ,

"Vielmehr muss der Staat die
Eigenverantwortlichkeit in den
Vordergrund stellen und ent-
sprechende flna'nzie'fle Anreize
schaffen, damit auch ältere Ei-
genheimbesitzer sinnvolle Maß-
nahmen im Zusammenhang mit
der Energieeinsparung durch-
führen können", forderte Zech-
mann.
Im weiteren Verlauf der Ver-

sammlung stellte Franz Denk
die Kassenvorgänge vor, die Kas-
senprüfer Reserl Stockinger und
[osef Schopf bescheinigten eine
einwandfreie Kassenführung
und die Mitgliederversamml~ng


